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Frankfurter Erklärung der Initiative „Hochschule für den Frieden – ja zur Zivilklausel“ 
Abschlusserklärung des bundesweiten Zivilklauselkongresses,  
16.-17. März 2024, Frankfurt am Main 

Kriegstüchtig? Friedensfähig! – 
Wissenschaft für eine zivile Zeitenwende jetzt! 

Vereint in der Überzeugung, dass eine Welt ohne die Logik der Gewalt möglich und nötig ist; 
entschlossen für eine international kooperative Entwicklung der Menschheit einzutreten, 
stellen wir uns, als Forschende, Lehrende und Lernende in den Hochschulen der 
gegenwärtigen Militarisierung der Gesellschaft und der Öffnung der Hochschulen für das 
Militärische entschieden entgegen. 

Auf Basis der Niederringung des Faschismus und im Einklang mit der Charta der Vereinten 
Nationen bilden das Friedensgebot des Grundgesetzes und die Unantastbarkeit der Würde 
des Menschen den zukunftsweisenden Horizont für die Verwirklichung einer dem Menschen 
zugewandten weltweiten Entwicklung. Dieser fortwährende Anspruch ist auch 75 Jahre nach 
Verabschiedung des Grundgesetzes hoch aktuell. In diesem Geiste sind über viele Jahrzehnte 
Zivilklauseln an über 70 Hochschulen erkämpft worden. Sie sind Selbstverpflichtungen der 
Hochschulen, zu einer friedlichen Entwicklung der Gesellschaft beizutragen und für zivile 
Zwecke zu lehren, zu lernen und zu forschen.  

Mit der militärischen „Zeitenwende“ in Hochschule und Gesellschaft, der postulierten 
Alternativlosigkeit der Gewalt und der aggressiven Rhetorik zur Kriegsertüchtigung werden die 
Lehren aus der deutschen Geschichte und das Vermächtnis aus „Nie wieder Krieg! Nie wieder 
Faschismus!“ ins Gegenteil verkehrt, die Gesellschaft verroht und extrem rechten 
Gesellschaftsentwürfen und Menschenbildern abermals Tür und Tor geöffnet.  

Wir weisen die gegenwärtigen drastischen Versuche von Rüstungskonzernen und ihren 
politischen Wortführern in Bund und Ländern entschieden zurück, die öffentlichen 
Hochschulen für militärische Zwecke zu öffnen und die Zivilklauseln zu unterminieren, um 
Wissenschaft in den Dienst von Sicherheits- und  Geopolitik zu stellen. Wir wollen zivil für die 
kooperative Gestaltung einer friedlichen Welt arbeiten, lernen und forschen! So wie es die 
Vereinten Nationen im kollektiven Beschluss zur Verwirklichung menschenwürdiger 
Lebensverhältnisse weltweit in 17 Nachhaltigkeitszielen bereits gefasst haben!  

Internationale Kooperationen und Wissenschaftsdiplomatie ausbauen! 

Wir fordern eine Abkehr von Abschottungs- und Blockbildungspolitik auch in der Wissenschaft. 
Die Lösungen der gegenwärtigen globalen Krisen sind unmittelbare und existentielle 
Menschheitsfragen und können nur international und kooperativ produktiv beantwortet 
werden. Internationale Wissenschaftskooperationen waren über Jahrzehnte ebnend für 
Zivilisierung, Abrüstungsverträge und die gemeinsame Nutzung von Ressourcen, 
Erkenntnissen und Technologien. Sie sind wirksamer Teil von Völkerverständigung und zur 
Lösung der Probleme im Interesse der großen Mehrheit in allen Ländern. Diese Potentiale 
müssen gegenwärtig mehr denn je neu ausgebaut werden, unter anderem: 

• Die Zivilklauseln sind auszubauen, sie bilden verallgemeinerungswürdige Kriterien für 
internationale Kooperationen nicht nur mit China, sondern ebenso mit der Türkei, mit 
dem Iran, Israel, Frankreich oder den USA. Mit allen Kooperationspartnern ist rein zivil 
zu wirken und auf eine Welt des Friedens zu orientieren. 

• Für den Abbau von Feindbildern und die Arbeit am Stopp des Klimawandels sind die 
Wissenschaftskooperationen mit Russland wieder aufzunehmen.  

• Die vollständige Zerstörung der Hochschulen in Gaza erfordert einen intensivierten 
Einsatz der Wissenschaftsgemeinschaft für Frieden und einen umgehenden 
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Wiederaufbau. Wissenschaftliche Kooperationen sowohl mit Hochschulen in Israel wie 
auch in Gaza und in der Westbank müssen gefördert werden und einen Beitrag zur 
Völkerverständigung leisten. 

Wissenschaft von allen für alle: Soziale und demokratische Öffnung der Hochschulen! 

Die Hochschulen werden seit Jahrzehnten unterfinanziert, in Wettbewerbsmechanismen 
gedrängt und entdemokratisiert. Die Wissenschaft muss von den Logiken des Marktes befreit 
werden, damit Forschende, Lehrende wie Lernende zu einer humanen, friedlichen und 
demokratischen Entwicklung des gesellschaftlichen Zusammenlebens und der internationalen 
Beziehungen beitragen können.  

Eine solche positive Freiheit der Wissenschaft hat materielle Voraussetzungen: Hochschulen 
müssen bedarfsgerecht öffentlich grundfinanziert und Wettbewerbsmechanismen wie die 
Exzellenzinitiative zurückgedrängt werden. Damit die Hochschulen zur Bildung mündiger, 
humanistisch eingreifender Menschen beitragen, müssen Arbeitsverhältnisse entprekarisiert, 
Studierende sozial abgesichert und Studiengänge vom Prüfungsmarathon befreit werden. Die 
Entscheidungen in den Hochschulen müssen in demokratischen Gremien gefällt werden. Nur 
demokratisch und sozial verfasst können Universitäten ein gesellschaftlich verantwortliches 
Handeln ihrer Mitglieder und die kritische Reflexion der politischen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Interessen der Zeit fördern. 

Wir nehmen die Geschichte selber in die Hand! 

Vergangenheit und Gegenwart zeigen: ohne Indienstnahme und Beteiligung von 
Wissenschaftlern ist kein Krieg vorzubereiten und zu führen! 

Wir stehen jeder Zerstörung gesellschaftlicher Entwicklungsperspektiven entgegen. Wir 
haben besseres vor: In unserem Interesse ist jene Wissenschaft, mit der wir für 
internationale Abrüstung, Verständigung und Kooperation, sowie für die soziale und 
ökologische Erneuerung des Zusammenlebens als notwendige Voraussetzungen für eine 
lebenswerte Zukunft aller Menschen eintreten.  

Wenn sich dagegen aktuell z.B. die bayrische Landesregierung anschickt, das Grundrecht 
der Wissenschaftsfreiheit verfassungswidrig abzuschaffen, indem sie ein Verbot von 
Zivilklauseln plant und Hochschulen und Schulen dazu verpflichten möchte, mit der 
Bundeswehr zu kooperieren, sagen wir: 

Nicht mit uns! 

Das Lernen und Forschen für eine menschenwürdige Entwicklung erfordert erst recht: 
Zivilklauseln überall! 

Dafür wirken wir und fordern alle auf, mitzutun! 

Am 13. und 14. Mai 2024 werden in Fulda Vertreter aus über 270 Hochschulleitungen zur 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) zusammenkommen. Dort wollen wir für eine Kehrtwende 
in der Hochschulpolitik eingreifen - schließ Dich an! 

Weiterführende Informationen auf www.zivilklausel.de 


